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Sicherheitspolitik

Die Nationalisierung
der Sicherheitspolitik in der EU

Nicht erst seit den äusserst unterschiedlichen Reaktionen der EU-Staaten auf
den gewaltigen Zustrom von Migranten aus Asien, dem Nahen Osten und Afrika
nach Europa ist offenbar geworden, dass es in unserer Epoche immer schwieriger
wird, eine gemeinsame «europäische Sicherheitspolitik» zu betreiben.

Walter Schilling

Schon die unterschiedlichen Einschät-

zungen der aktuellen Herausforderungen
und das uneinheitliche Vorgehen der EU-
Staaten haben uns schon frühzeitig da-
rauf hingewiesen, dass mit Blick auf die

Sicherheitspolitik in der Europäischen
Union längst ein grundlegender Wandel
im Gange ist. Dieser Wandel scheint zum
einen daraufzurückzugehen, dass man in
den einzelnen europäischen Ländern den

instrumenteilen, funktionalen Daseins-

grund des Staates, den Schutz der Bürger
nach innen und aussen, unterschiedlich
wahrnimmt. Zum anderen fällt die un-
terschiedlich ausgeprägte Bereitschaft der

Gesellschaften auf, für ihren Schutz und
die Durchsetzung ihrer vitalen Interessen
die angemessenen «Opfer» zu bringen.

Betonung der nationalen Interessen

Den sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen wirksam zu begegnen, ist schon
deshalb schwierig, weil es auf wichtigen
Feldern der Politik kein einheitliches In-
teressenprofil in der Europäischen Union
gibt. In der Tat lässt sich nicht leugnen,
dass mit dem Versagen der Europäischen
Union, ihre Aussengrenzen zu sichern und
eine praktikable gemeinsame Antwort auf
die Frage des gewaltigen Zustroms von Mi-
granten aus Asien, Afrika und dem Nahen

Osten zu finden, die Sicherheitspolitik des

Staatenverbundes in eine neue Phase ein-

getreten ist. Die von einigen Regierungen,
der EU-Kommission und dem EU-Parla-
ment erhobene Forderung nach einer ge-
rechten Verteilung der Migranten auf die

Mitgliedsländer der Europäischen Union
bleibt nicht nur eine Quelle heftigen
Streits. Es setzt sich in den meisten EU-
Staaten auch die Tendenz fort, die Kon-
trolle über die nationalen Grenzen wieder
in die eigene Hand zu nehmen.

Das Gewicht nationalstaatlich begrün-
deter und organisierter Sicherheitspolitik
erweist sich inzwischen als so gross, dass

die häufige Beschwörung der «Wertege-
meinschaft» Europas, der Appell an die So-

Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik (GASP)
Strukturen der GASP
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lidarität und die Androhung von Sanktio-

nen keine substantielle Wirkung erzielen.

Vielmehr verstärken solche Versuche füh-
render Repräsentanten der höchsten EU-
Institutionen sogar die Neigung bei den

angesprochenen nationalen Regierungen,
ihren Weg unbeirrt weiter zu gehen. Die
meisten EU-Staaten wollen keine oder nur
wenige Migranten aufnehmen. Sie fühlen
sich dazu weder rechtlich noch moralisch

verpflichtet und achten strikt darauf, ihre
nationale und kulturelle Identität nicht zu
gefährden. Feste Aufnahme-Quoten kom-
men insbesondere für Länder wie Gross-

britannien, Irland, Dänemark, Slowenien,
Polen, Tschechien, die Slowakei, Ungarn,
Rumänien, Bulgarien und die baltischen
Staaten nicht in Frage. Sie wollen die Be-

dingungen, unter denen Migranten aufge-

nommen werden, selbst bestimmen. Zwar
ist den Regierungen und politischen Eli-
ten auch in diesen Ländern bewusst, dass

es schon lange keine ethnisch homogene
Staatlichkeit mehr gibt. Doch verstehen
sich die Gesellschaften in den einzelnen
Nationalstaaten zu Recht als politische Wil-
lensgemeinschaften und als Geschichts-

Subjekte, die ihre eigene Identität haben
und behalten wollen. Die damit einherge-
hende Betonung der nationalen Souverä-

nität ist keine Rückkehr zu den Denkmus-

tern des 19. Jahrhunderts. Sie reflektiert le-

diglich ein tieferes Verständnis der eigenen
Interessen. Die unterschiedliche Ausprä-

gung dieser Sichtweise in den Mitglieds-
ländern der Europäischen Union können
wir täglich beobachten. Sie lässt sich weder

durch die vielfach geforderte Anpassung
an die Ideologie der «politischen Korrekt-
heit», noch durch Verordnungen aus Brüs-
sei beseitigen.

Wenngleich die charakteristische Be-

tonung der nationalen Interessen und die
sich daraus ergebenden Verhaltensweisen
derzeit besonders mit Blick aufdie unter-
schiedlichen Reaktionen auf die gewalti-
ge Zuwanderung nach Europa auffallen,
können wir eine Nationalisierung auch
in anderen Bereichen der Sicherheitspoli-
tik beobachten. So zeigen etwa Grossbri-
tannien und Frankreich ein deutlich an-
deres Verhalten mit Blick aufden Einsatz
ihrer militärischen Streitkräfte zur Vertei-
digung ihrer nationalen Interessen als die

Bundesrepublik Deutschland. Polen sieht
im Vergleich zu anderen EU-Ländern eher

die Verteidigung des eigenen Territoriums
im Vordergrund und erscheint immer we-
niger geneigt, militärischen Einsätzen aus-
serhalb des Landes zuzustimmen. Und die

aktuellen Tendenzen deuten darauf hin,
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dass auch die Regierungen der übrigen
Staaten Ostmitteleuropas und des Balti-
kum ähnlich denken.

Auch im Hinblick auf die Wirtschaft-
liehe und soziale Sicherheit schälen sich
die nationalen Interessen immer klarer
heraus. Sollte die ge-
meinsame Währung
des Euro einst als In-
strument dienen, um
die stark divergieren-
den Wirtschaftssys-
teme der EU-Staaten
zu homogenisieren, so

hat sich dieser Ansatz
im Zuge der Griechen-
land-Krise als völlig
untauglich erwiesen.
Der Streit um die ge-
meinsame Währung
und die Massnahmen

zu ihrer Rettung ver-
gifteten das Verhält-
nis der europäischen
Nationen. Die meis-

ten Euro-Länder ver-
suchen nunmehr, sich den ökonomischen

Zwängen zu entziehen. Sie wehren sich

gegen die Regeln, die der Beitritt zur ge-
meinsamen Währung mit sich brachte und
betonen zunehmend ihre nationale Souve-

ränität. Dabei sucht insbesondere Frank-
reich mit seiner beharrlichen Forderung
nach einer gemeinsamen Wirtschaftsregie-

rung für die Euro-Zone sein nationales
Interesse an einer Transferunion in euro-
päische Formeln zu kleiden.

Darüber hinaus treten in der bedeuten-
den Frage der Energiesicherheit Europas
immer stärker die unterschiedlichen In-
teressen und nationalen Ansätze hervor.
Während die Bundesrepublik Deutsch-
land die Nutzung der Kernkraft zur Ener-

giegewinnung beenden will, setzen ande-

re EU-Staaten, wie z.B. Grossbritannien,
Frankreich, Finnland und Tschechien, wei-
terhin auf diese Technik. Auch in Polen
orientiert man sich in Richtung Energie-
Souveränität. Die Nutzung von Schiefer-

gas, Kohle und Kernkraft steht hier im
Mittelpunkt. Angesichts der tiefen Zer-
strittenheit in der Europäischen Union in
der Energiepolitik bleibt der Trend unge-
brachen, die Sicherheit der Energieversor-

gung auf nationalem Wege zu erreichen.

Konsequenzen

Realismus zwingt uns zu erkennen, dass

es der Europäischen Union angesichts der
machtvollen Tendenzen in den einzel-

nen Mitgliedsländern zur Betonung und
Durchsetzung ihrer nationalen Interes-
sen nicht gelingen kann, eine konsistente

gemeinsame Sicherheitspolitik zu prakti-
zieren, die sich auf alle Bereiche erstreckt.
Dies muss aber nicht bedeuten, die inter-
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nationale Politik dem Selbstlauf zu über-
lassen und aufdie vielfältigen sicherheits-

politischen Herausforderungen keine Ant-
wort zu geben. Schliesslich gehören zum
Staatenverbund der Europäischen Union
einige Länder, in denen die pazifistischen
Grundströmungen und ideologischen Be-

grenzungen mit Blick aufden Einsatz von
militärischen Streitkräften weniger stark

ausgeprägt sind. So haben z. B. Frankreich
und Grossbritannien — anders als Deutsch-
land - nicht nur eine bruchlose Tradition
in der Anwendung militärischer Macht.
Die französischen und britischen Füh-
rungseliten scheinen auch eher in der

Lage zu sein, Probleme in wichtigen Welt-
regionen ebenso wie die geographischen
Räume im Vorfeld der europäischen Aus-

sengrenzen machtpolitisch wahrzuneh-
men. Diese Fähigkeit bietet immerhin die

Grundlage dafür, in nationaler Verantwor-

tung geeignete Massnahmen zu ergreifen,
um sicherheitspolitische Probleme zu lö-

sen, ohne dass die speziellen Sichtweisen
und Widerstände anderer Partnerstaaten
das eventuell notwendige militärische Han-
dein verhindern.

Abgesehen von der Tatsache, dass Frank-
reich und Grossbritannien als Nuklear-
mächte einen Sonderstatus haben und alle

damit verknüpften Fragen auch künftig im
nationalen Kontext entscheiden wollen,
erscheint die vom Präsidenten der EU-
Kommission, Jean Claude Juncker, erneut
vorgebrachte Idee einer «Europa-Armee»
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schon angesichts der britischen Forderung
nach sicherheitspolitischer Handlungsfrei-
heit und vor dem Hintergrund der engen
Kooperation Grossbritanniens mit den
USA unrealistisch. Da sich der Bedin-
gungshorizont militärischer Machtanwen-

dung in unserer Epoche deutlich verscho-
ben hat und weiter verschieben wird, könn-
te es sich sogar als Vorteil erweisen, wenn
einzelne EU-Staaten ohne langwierige De-
batten ihre Entscheidungen treffen und
das tun, was die Lage erfordert. Dies reicht

von der Bereitschaft einzelner Mitglieds-
länder der Europäischen Union zu Kampf-
einsätzen ihrer Streitkräfte in entfernten

Regionen bis zur Nutzung neuer militäri-
scher Technologien, z. B. von Kampfdroh-
nen in dem Krieg gegen den islamischen

Djihadismus oder die notwendigen Mass-
nahmen zur Verteidigung im Cyberwar.
Dabei wird Grossbritannien, anders als

die übrigen Mitgliedsländer der Europäi-
sehen Union, auch die enge Kooperation
mit den USA aufdem sicherheitspolitisch
so bedeutsamen Gebiet der Nachrichten-
dienste fortsetzen.

An dem militärischen Engagement
Frankreichs und Grossbritanniens bei der

Bekämpfung der Terrormiliz IS (Islami-
scher Staat) in Syrien und im Irak kann
man zudem ablesen, dass national be-
stimmtes sicherheitspolitisches Handeln
europäischer Länder sinnvoll ist, lange
Diskussionen vermeidet und wenig An-
lass bietet, den betroffenen Regierungen
in den Arm zu fallen. Die beiden EU-Staa-

ten nehmen damit wichtige sicherheits-

politische Aufgaben wahr, die Europa als

Ganzes derzeit nicht erfüllen kann. Und
es ist in diesem Kontext zu erwarten, dass

auch bei dem notwendigen Versuch, z.B.
Tunesien und Libyen militärisch zu sta-
bilisieren, nur das Engagement von EU-
Staaten in Frage kommt, die ihre nationa-
len Interessen zu betonen pflegen.

Auch auf dem wichtigen Feld der Be-

Währung wirtschaftlicher und sozialer Si-
cherheit dürfte das Festhalten an nationa-
len Präferenzen nicht in jedem Fall ein
Nachteil sein. Die Betonung der eigenen
Sichtweise wird dabei helfen können, die
beharrlich wiederholten Forderungen eini-

ger Mitgliedsländer der Europäischen Uni-
on nach der Umverteilung finanzieller Res-

sourcen abzuwehren und die Notwendig-
keit von Strukturreformen zu untermau-
ern, die geeignet sind, die Wettbewerbs-

fähigkeit der EU-Staaten zu verbessern.

Und mit Blick auf die Energiesicherheit
wird man in absehbarer Zukunft ebenso

wenig mit einer gemeinsamen Haltung der

EU-Länder rechnen können. Die Unter-
schiede in der Herangehensweise an die-
se bedeutsame sicherheitspolitische Frage
dürften auch weiterhin bestehen bleiben.

Angesichts der zum Teil recht grossen Ab-
hängigkeit von auswärtigen Energieliefe-

rungen sollte man jedoch stärker als bisher

auf gegenseitige Hilfe setzen und Me-
chanismen schaffen, die verhindern, dass

machtbewusste Lieferländer, wie z.B. Russ-

land, die europäischen Staaten auseinan-
derdividieren können.

Perspektiven

Vor dem Hintergrund der unverkenn-
baren Tendenzen zur nationalstaatlich or-
ganisierten Antwort auf sicherheitspoliti-
sehe Herausforderungen und der prekä-
ren Situation, in die sich die Führung der

Europäischen Union in Brüssel und die

europäischen Regierungen selbst durch
ihre mangelnde Flexibilität gebracht ha-

ben, macht es wenig Sinn, an ideologi-
sehen Vorstellungen festzuhalten, die längst
nicht mehr in die Zeit passen. Vielmehr
werden sich die Regierungen in Europa an
der Realität orientieren, analytisch vorge-
hen und pragmatisch handeln müssen.

Angesichts der dramatischen Entwicklun-

gen in der Welt — von den brutalen Krie-

gen im Nahen Osten und dem Vordrin-

gen der islamischen Djihadisten in Afrika
bis zu den gewaltigen Migrationsströmen -
und der unüberwindbaren Schwierigkeit,
darauf eine gemeinsame Antwort zu ge-
ben, sollte es niemanden überraschen,
wenn das «Projekt Europa» nur als locke-

rer Staatenverbund überleben kann. Die
Nationalstaaten werden de jure und de

facto die zentralen Basiseinheiten der Eu-
ropäischen Union bleiben. Der wachsen-
de Zuspruch für politische Parteien in
den meisten EU-Staaten, die sich der Ver-

tretung nationaler Interessen in besonde-

rer Weise angenommen haben, wird diese

Tendenz weiter verstärken. Diese Parteien

drängen beharrlich und mit Erfolg darauf,
dass die Mitgliedsländer der EU auch die

Sicherheitspolitik auf diese Entwicklung
zuschneiden und in der täglichen Praxis

zum Prinzip des Intergouvememental^-
mus zurückkehren.

ft
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Das l/lforf c/es CcM
Geschätzte

/.eserscha/f
der/IS/WZ

A/acb der Sommer-

pause sfe/'gen w/'r

m erne zu/am/tsive/'-
sende zwe/'fe /ah-
reshä//fe. h/m das
Ersche/'nungsdafum d/'eser/4usgabe he-

rum so//fe der /Vame des kün/f/'gen Cd/4

bekannt n/erden, und m den kommen-
den l/l/ochen und /Monaten werden auch
d/'e we/'feren l/eranfworfunpsfräper der
kün/t/'gen /Armee ernannt werden. Es /'st

w/'ebf/'g, dass w/r/C/arhe/f darüberhaben,
wer wofür i/eranfword/ch /'st.

D/'e ersten I/1/E4-Dmsefzungen werden
d/'e /M/'tfe 2037beg/'nnenden Kaderschu-
/en se/'n, dam/'f w/'r pünkf//'ch auf den
01.03.203S here/'f s/'nd. /Afapesch/ossen
w/'rd d/'e Umsetzung der 1/1/fiA p/ange-
mäss Ende 2023.
Warum aber so// d/'e l/Ve/'ferenfw/'ck/ung
der/4rmee (WE/4J /'m Gegensatz zu den
/efzfen Ee/ormen (1495 und AXX// e/'n Er-

/ö/g se/'n? D/'e Frage nach dem Er/ö/g /'st
/'n der Fat e/'ne sehr bereebf/'gfe.
Für d/'e Beantwortung d/'eser Frage /'st

eszentra/, d/'e kr/'f/'scben Er/b/gsfaktoren
zu kennen. Persona/, undzwar/M/'//z und
/.obnemp/änger. kbnf/'nu/'fäf, /'nsbeson-
dere bezügh'ch E/'nanzen; zusammenge-
/ässfmusszuge/assen werden, dassP/a-

nungen auch umgesetzt werden. Genau
d/'ese be/'den Punkte wurden /'n der Mer-

gangenhe/'f n/'chf e/'ngeha/fen.
Und da merken w/'r: Zur er/ö/gre/'chen
Umsetzung braucht es e/'ne gute /4rbe/'f

an der ßas/'s, /'nfens/Ve D/'ensf/e/'sfun-

gen, aber auch kbnf/'nu/'fäf /'n der P/a-

nung und dam/'f /'n den po//'f/'schen Mor-

gaben; d/'ese w/'ederum befre/fen Au/ga-
ben und /W/'ffe/ - insbesondere E/'nanzen;

zum e/'nen fur das Persona/, zum ande-
ren für d/'e ze/'fgemässe /Ausrüstung,
/cb verstehe durchaus, wennfemand aus
d/'ese m Grund kr/'f/'sch /'st. Und darum
möchte /'ch gerne a//e, we/che d/'e Armee
unterstützen, e/'n/aden, d/'e ausgewoge-
ne und bre/'f abgestützte hösung m/'fzu-

fragen und zum Erfo/gzu br/'ngen.
A//erd/'ngs /'st derßeg/'nn der Umsetzung
der l/l/E/4 n/'chf am 03.03.2038 oder /W/'f-

fe 2037, sondern heute. D/'e ßas/'s /egen
w/'r m/'f unserem fäg//'chen Wirken, m/'f
/'nfens/Ver, z/'e/ger/'cbfefer/4rbe/'f /'n Schu-
/en und Kursen.

/Corpskommandanf/4ndre ß/affmann
Chef der/4rmee
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